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Antrag des Ausschusses 


Der Bundestag wolle beschließen; 

Das vom Deutschen Bundestag in seiner 175. Sitzung am 
2. März 1972 beschlossene Gesetz über die Beseitigung von 
Abfällen (Abfallbeseitigungsgesetz — AbfG) — Drucksachen 
VI/2401, VI/3154 — wird nach Maßgabe der in der Anlage zu- 
sammengefaßten Beschlüsse geändert. 

Gemäß § 10 Abs. 3 Satz 1 seiner Geschäftsordnung hat der 
Vermittlungsausschuß beschlossen, daß im Deutschen Bundes- 
tag über die Änderungen gemeinsam abzustimmen ist. 
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Anlage 

Gesetz über die Beseitigung von Abfällen 
(Abfallbeseitigungsgesetz — AbfG) 


1. Zu § 1 Abs. 1 und durchgehend im Gesetz 

In § 1 Abs. 1 und durchgehend im Gesetz {§ 4 
Abs. 3, Abs. 4, § 8 Abs. 1 Satz 1, Abs. 2, Abs. 3 
Satz 2 Nr. 1, § 10 Abs. 2, § 11 Abs. 1 Satz 2, § 12 
Abs. 1 Satz 2 und 3, § 13 Abs. 3, Abs. 5 Nr. 2, § 15 
Abs. 2 Satz 1) wird der Hinweis „(§ 2)" nach den 
Worten „Wohl(s) der Allgemeinheit" gestrichen. 

2. Zu § 1 Abs. 3 Nr. 4 

§ 1 Abs. 3 Nr. 4 wird wie folgt gefaßt: 

„4. nichtgefaßte gasförmige Stoffe,". 

3. Zu § 6 Abs. 2 

In § 6 Abs. 2 werden die Worte „und stellen 
ihre Ausführung sicher" gestrichen. 

4. Zu §§7,8 

a) § 7 Abs. 2 wird gestrichen. 

b) In § 7 Abs. 3 wird Satz 2 gestrichen. 

c) § 7 Abs. 5 wird gestrichen. 

d) In § 8 Abs. 1 Satz 1 werden nach den Worten 
„§ 7 Abs. 1" die Worte „und 2" gestrichen. 

5. Zu § 9 Abs. 2 Satz 2 

§ 9 Abs. 2 Satz 2 wird wie folgt gefaßt: 

„Sie kann den Betrieb dieser Anlagen ganz oder 
teilweise untersagen, wenn eine erhebliche Be- 


einträchtigung des Wohls der Allgemeinheit 
durch Auflagen, Bedingungen oder Befristungen 
nicht verhindert werden kann." 


6 . Zu § 1 1 Abs. 4 

In § 11 Abs. 4 Satz 1 werden die Worte „das 
Betreten der Grundstücke zu gestatten und" ge- 
strichen und nach Satz 1 folgender Satz einge- 
fügt: 

„Sie haben zur Prüfung, ob sie ihren Verpflich- 
tungen nach diesem Gesetz genügen, das Be- 
treten von Grundstücken und, soweit dies zur 
Verhütung dringender Gefahren für die öffent- 
liche Sicherheit oder Ordnung erforderlich ist, 
ihrer Wohnung zu gestatten; das Grundrecht auf 
Unverletzlichkeit der Wohnung (Artikel 13 des 
Grundgesetzes) wird insoweit eingeschränkt." 

7. Zu § 18 Abs. 1 Nr. 6 

In § 18 Abs. 1 Nr. 6 werden nach den Worten 
„eines Grundstücks" die Worte „oder einer 
Wohnung" eingefügt. 

8. Zu § 30 

a) § 30 Abs. 2 und 3 werden gestrichen. 

b) § 30 Abs. 1 wird einziger Absatz; ihm wird 
folgender Satz angefügt: 

„Der Bundesminister des Innern gibt diesen 
Tag im Bundesgesetzblatt bekannt." 
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